
Dieser Gastwirtin wurde mit 21 Jahren die Konzes­
sion erteilt. Es muß angezweifelt werden, ob ein 
Mensch mit 21 Jahren die notwendigen Kenntnisse 
und Fähigkeiten besitzt, um eine Gastwirtschaft im 
Sinne unserer Gesellschaft zu führen.

A n m e r k u n g :
Durch den vorstehenden Hinweis des Bezirksgerichts 

i. S. des § 3 StPO wurde der Rat des Kreises veran­
laßt, sich mit dem Geschäftsgebaren der jungen Gast­
wirtin genau zu befassen. Es wurde festgestellt, daß 
erhebliche Steuerhinterziehungen stattgefunden hatten. 
Die Überprüfung zeigte, daß die Gastwirtin in der Tat 
für diesen Beruf ungeeignet war und ihr daher die 
Konzession entzogen werden mußte. So wurde u. a. 
verhindert, daß durch weitere Gewährung von Zech- 
krediten Werktätige ausgebeutet werden.

Der Hinweis des Bezirksgerichts war für die Durch­
führung der Strafsache nicht wichtig; es kann aber 
kein Zweifel darüber bestehen, daß er in verschiedener 
anderer Hinsicht von Bedeutung ist. Dem Zechkredit- 
unwesen wird ein Ende bereitet werden und Zech- 
schuldklagen werden unterbleiben.

Dieses Beispiel zeigt m. E. deutlich, daß man die Hin­
weise nach § 3 StPO nicht, wie dies S ch au dt (NJ 1956 
S. 570) getan hat, darauf beschränken kann, daß die 
betreffenden staatlichen Organe und Organisationen 
verpflichtet sind, Gericht, Staatsanwaltschaft und Un­
tersuchungsorgan bei der Erfüllung ihrer Aufgaben in 
einem gerade in Durchführung befindlichen Strafver­
fahren zu unterstützen. Es wird in der Praxis meist so 
sein, daß erst in der Hauptverhandlung Dinge fest­
gestellt werden, die bei anderen Stellen beseitigt, ver­
ändert oder vermieden werden müssen. Dann können 
Hinweise nach § 3 StPO aber nicht mehr der Durch­
führung des betreffenden Verfahrens nützen, weil es 
sich schon im letzten Stadium befindet. Die Regel ist, 
daß das Gericht erst nach der Urteilsverkündung Mit­
teilung an die betreffenden Stellen geben kann und 
daß diese Mitteilungen mit der Erfüllung der Aufgaben 
in dem bestimmten Verfahren nichts zu tun haben. 
Daher ist Ost m a n n  ( N J  1956 S. 665) darin beizu­
pflichten, daß die Gerichte nicht nur für die Erfüllung 
justizpolitischer Aufgaben durch Behebung von Feh­
lern und Mängeln Unterstützung fordern können, son­
dern daß sie auch die Aufgabe haben, andere Organe 
und Organisationen durch Hinweise bei der besseren 
Durchführung ihrer Arbeit zu unterstützen.

Helfen — Erziehen — Vorbeugen Wenn jeder 
Justizfunktionär so den Sinn des § 3 StPO auffaßt, 
fördert er die Arbeit eigener und anderer Dienst­
stellen und damit die Entwicklung unserer Gesellschaft.

Gerhard Kr ö n i n g ,  
Oberrichter am Bezirksgericht Schwerin

Zivilrecht
§§ 93, 99 Abs. 2, 305, 307, 780, 781 ZPO.
1. Der Kläger ist durch ein auf seinen Antrag er­

gangenes, dem Anerkenntnis entsprechendes Aner­
kenntnisurteil nicht in der Hauptsache beschwert.

Seine gegen ein solches Anerkenntnisurteil gerichtete 
Berufung ist als unzulässig zu verwerfen.

Zulässig ist in einem solchen Fall lediglich Berufung 
wegen der Kosten nach § 99 Abs. 2 ZPO.

2. Der Erbe haftet zunächst zwar unbeschränkt, aber 
beschränkbar. In dem gegen ihn gerichteten Rechts­
streit muß daher der Vorbehalt der beschränkten Erben­
haftung auf seinen Antrag ins Urteil aufgenommen 
werden, falls nicht erwiesen wird, daß er die Möglich­
keit der Haftungsbeschränkung bereits, z. B. infolge 
falscher Angaben im Inventar, verloren hat.

Wird der Vorbehalt aufgenommen, so kann er die 
Beschränkung nach § 781 ZPO noch in der Zwangs­
vollstreckung herbeiführen.

OG, Urt. vom 7; März 1957 - 2 Uz 1/57.

Die Verklagten sind die Erben des Hans E. Der Nachlaß 
ist noch nicht geteilt. Die Klägerin hatte gegen den Erb­
lasser eine auf sie übergegangene Forderung der früheren 
Deutschen Pachtbank e.G.m.b.H., Zweigniederlassung'' 
S., für ein Buchkredit-Darlehen in Höhe von 40 000 DM. 
Bereits in einem früheren Verfahren — OV 13/35 — waren 
von ihr als Nachlaßverbindlichkeit Zinsen für die Zeit 
vom 1. Juli 1945 bis 31. Dezember 1950 im Betrage von 
11 000 DM gegen die Verklagten geltend gemacht worden, 
hinsichtlich deren am 12. Oktober 1955 durch das Bezirks­
gericht R. Verurteilung vorbehaltlich der Haftungs­
beschränkung auf den Nachlaß erfolgt 1st. Das ist un­
streitig.

Im jetzigen Verfahren begehrt die Klägerin 10 000 DM 
Zinsen für die Jahre 1951 bis 1955 und eine Kapitalteil­
forderung in Höhe von 9000 DM.

Nach Mahnverfahren und Verweisung der Sache an das 
Bezirksgericht R. haben die Verklagten in der mündlichen 
Verhandlung den Klaganspruch vorbehaltlich der Haftungs­
beschränkung auf den Nachlaß unter Verwahrung gegen 
die Kostenlast anerkannt. Die Klägerin hat daraufhin den 
Erlaß eines Anerkenntnisurteils beantragt.

Mit Urteil vom 5. September 1956 hat das Bezirksgericht 
dem Anerkenntnis gemäß die Verklagten als Gesamt­
schuldner vorbehaltlich der Haftungsbeschränkung auf 
den Nachlaß des Hans E. zur Zahlung von 19 000 DM an 
die Klägerin verurteilt. Die Kosten des Rechtsstreits sind 
der Klägerin auferlegt worden.

Gegen dieses Urteil wendet sich die Klägerin mit der 
von ihr eingelegten Berufung. Sie trägt vor, ein Aner­
kenntnisurteil in der vorliegenden Form habe nicht er­
gehen dürfen, da die Verklagten den Anspruch der Kläge­
rin nicht in vollem Umfang anerkannt hätten. Die 
Klägerin habe die Beschränkung der Erbenhaftung nicht 
anerkannt. Das Bezirksgericht sei offenbar davon ausge­
gangen, daß der Einwand der beschränkten Erbenhaftung 
seitens der Erben genüge, um die Haftungsbeschränkung 
herbeizuführen. Die Möglichkeit der Haftungsbeschrän­
kung sei aber an Voraussetzungen geknüpft, die nach 
Ansicht der Klägerin nicht vorlägen. Von den Verklagten 
sei auch in keiner Weise dargetan worden, woraus sich 
die Haftungsbeschränkung ergeben solle.

Das Urteil sei auch insoweit fehlerhaft, als es der 
Klägerin die Kosten des Verfahrens auf erlege. Das wäre 
nur dann möglich gewesen, wenn die Voraussetzungen des 
§ 93 ZPO Vorgelegen hätten. Die Verklagten hätten aber 
weder auf Mahnung vor dem Prozeß noch nach dem 
prozessualen Anerkenntnis gezahlt, so daß auch dann, 
wenn das Anerkenntnisurteil zu Recht ergangen wäre, den 
Verklagten nach § 91 ZPO die Kosten aufzuerlegen ge­
wesen wären. Uber den Kostenpunkt hätte in Anbetracht 
der Verwahrung der Verklagten gegen die Kostenlast 
streitig verhandelt werden müssen. Die Klägerin hat den 
Antrag gestellt, das angefochtene Urteil dahin abzuändern, 
daß der Vorbehalt der Haftungsbeschränkung wegfällt und 
den Verklagten die Kosten des Verfahrens auferlegt 
werden.

Die Verklagten haben beantragt, die Berufung der 
Klägerin zurückzuweisen, hilfsweise unter Aufhebung des 
angefochtenen Urteils die Sache gemäß § 538 ZPO an das 
Gericht erster Instanz zurückzuverweisen.

Zur Begründung ihres Antrages haben sie ausgeführt, 
daß der Nachlaß nur aus einem Grundstück bestehe. Die 
Herausgabe dieses Grundstücks hätten sie seit jeher der 
Klägerin zur Befriedigung der von ihnen nicht bestritte­
nen Forderung angeboten. Sie hätten daher zur Erhebung 
der Klage keinen Anlaß gegeben. In der mündlichen Ver­
handlung sei der Anspruch von ihnen mit dem Vorbehalt, 
Maßnahmen zur Beschränkung der .Haftung auf den 
Nachlaß zu treffen, anerkannt worden. Das Bezirksgericht 
habe daher mit Recht die Kosten des Rechtsstreits der 
Klägerin auferlegt. Hinsichtlich des Vorbehalts der 
Haftungsbeschränkung auf den Nachlaß sei die Auffas­
sung der Klägerin, daß diese von ihr anerkannt werden 
müsse, unzutreffend. Bei diesem Vorbehalt handele es 
sich um einen einseitigen Rechtsbehelf der Erben, auf den 
die Klägerin keinen Einfluß habe. Richtig sei, daß durch 
den Vorbehalt die Haftung noch nicht beschränkt sei. Das 
könne nur geschehen durch die im Gesetz dafür vorge­
sehenen Mittel, nämlich Nachlaßverwaltung, Nachlaß­
konkurs oder, wie es für den vorliegenden Fall zutreffe, 
durch Preisgabe des gesamten Nachlasses an den Gläubi­
ger zum Zwecke seiner Befriedigung, wie es der Klägerin 
angeboten worden sei.

Die Klägerin hat hierzu noch vorgetragen, daß der Vor­
behalt der Haftungsbeschränkung auf den Nachlaß dem 
Prinzip der materiellen Wahrheit und der Prozeßökonomie 
widerspreche und über die Frage, ob die Voraussetzungen 
einer Haftungsbeschränkung gegeben seien, im anhängigen 
Prozeß entschieden werden müsse.
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